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Besteuerung der Geschäftsführervergütung nach M&A-Deal 
07.08.2026 

Vergütung für Fortführung der Geschäftsführ-

ertätigkeit: BFH stärkt Zuordnung zum Veräu-

ßerungsgewinn (§ 17 EStG) 
 
EINE IM RAHMEN EINES M&A-DEALS VEREINBARTE VERGÜTUNG DES VERÄUßERNDEN GESELLSCHAF-

TERS FÜR DIE FORTSETZUNG DER GESCHÄFTSFÜHRERTÄTIGKEIT KANN NACH ANSICHT DES BUNDESFI-
NANZHOFS DER VORTEILHAFTEREN BESTEUERUNG NACH § 17 ESTG UNTERLIEGEN. 
 

 

 

Executive Summary  
 

 Maßgebliches Kriterium für die Besteuerung einer im 

Rahmen einer Anteilsveräußerung vereinbarten Ver-

gütung für die Fortsetzung der Geschäftsführertätig-

keit ist, zu welcher Einkunftsart (§ 17 oder 19 EStG) 

der engere wirtschaftliche Veranlassungszusammen-

hang besteht. 

 

 Wird die Vergütung als Gegenleistung für den im über-

tragenen Geschäftsanteil ruhenden Unternehmens-

wert gezahlt, unterliegt sie der für den Geschäftsfüh-

rer regelmäßig vorteilhafteren Besteuerung nach § 17 

i.V.m. § 3 Nr. 40 lit. c) EStG (Teileinkünfteverfahren). 

 

Dann unterliegen nur 60 Prozent der Vergütung als 

Teil des Veräußerungsgewinns der Einkommensteuer. 

Die effektive Steuerbelastung sinkt dadurch von 

47,475 Prozent auf effektiv 28,49 Prozent – eine Ent-

lastung von rund 19 Prozentpunkten bzw. knapp 40 

Prozent. 

 

 Bestehende und künftige Vertragsunterlagen sollten 

daher steuerrechtlich überprüft werden. Die Doku-

mentation sollte konkrete Angaben zum wirtschaftli-

chen Gehalt der Zahlung enthalten und nachvollzieh-

bar erkennen lassen, dass diese wirtschaftlich Be-

standteil der Kaufpreisfindung war. Es empfiehlt sich, 

hierzu frühzeitig steuerlichen Rat einzuholen. 
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Ausgangslage 

Im Streitfall war der Kläger zu 50 Prozent an einer GmbH 

(X GmbH) beteiligt und zugleich deren Geschäftsführer. Er 

bezog ein jährliches Geschäftsführergehalt von 180.000 

Euro zuzüglich Weihnachtsgeld und Tantieme. Im Streit-

jahr 2020 veräußerten der Kläger und ein weiterer Gesell-

schafter-Geschäftsführer ihre Anteile an der X GmbH an 

die Y GmbH. Der Kaufpreis von 4,5 Mio. Euro entfiel zur 

Hälfte auf die Beteiligung des Klägers (2,25 Mio. Euro). Be-

standteil des Kaufpreises war ein Betrag von 1,25 Mio. 

Euro (für den Kläger: 625.000 Euro) für die Fortsetzung 

der Geschäftsführung über mindestens fünf Jahre. Diese 

Zahlung stand unter dem Vorbehalt anteiliger Erstattung 

bei vorzeitiger Beendigung der Geschäftsführertätigkeit. 

Das neu vereinbarte Geschäftsführergehalt des Klägers 

betrug nach der Veräußerung 140.000 Euro jährlich. 

 

Entscheidung des Finanzgerichts Köln 

Das Finanzamt ordnete die Zahlung von 625.000 Euro den 

Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit (§ 19 EStG) zu. 

Das Finanzgericht Köln1 wies die Klage des Steuerpflichti-

gen dagegen ab und bestätigte die Einordnung als Ar-

beitslohn. Dabei stützte sich das Gericht auf die rechtliche 

und tatsächliche Verknüpfung der Zahlung mit der Fort-

führung der Geschäftsführertätigkeit. 

 

Entscheidung des Bundesfinanzhofs 

Der Bundesfinanzhof2 hob das Urteil des Finanzgerichts 

Köln auf und verwies die Sache zur erneuten Verhandlung 

zurück, da das Finanzgericht ohne ausreichende Tatsa-

chenfeststellungen entschieden habe, dass der Betrag 

von 625.000 Euro den Einkünften aus nichtselbständiger 

Arbeit (§ 19 EStG) zuzuordnen sei. 

 

Entscheidend ist nach dem Bundesfinanzhof, zu welcher 

Einkunftsart der engere wirtschaftliche Veranlassungszu-

sammenhang besteht. Maßgeblich ist dabei, ob der Fort-

führung der Geschäftsführertätigkeit eine eigenständige 

wirtschaftliche Bedeutung zukommt. Ist dies nicht der 

Fall, handelt es sich um einen unselbständigen Teil des 

Veräußerungspreises im Sinne des § 17 Abs. 2 EStG. Da 

die Qualität und Stabilität des Managements regelmäßig 

 
1 Finanzgericht Köln, Urteil vom 04.12.2024 – 12 K 1271/23. 

den Wert der Kapitalgesellschaft beeinflusst, ist die Ma-

nagementkontinuität ein unselbständiger Kalkulations-

faktor des Kaufpreises. Maßgeblich ist daher, ob der Kauf-

preis dem Verkehrswert der Beteiligung entspricht: Über-

steigt er diesen Wert, kommt eine Qualifikation als Ar-

beitslohn in Betracht; geht der Teilbetrag wirtschaftlich 

im Verkehrswert auf, ist eine Zuordnung zu § 17 EStG in-

diziert. 

 

Gegen die Einordnung als Arbeitslohn sprach zudem, dass 

sich das Gehalt des Klägers bei einer solchen Einordnung 

von 180.000 Euro auf 265.000 Euro (= 140.000 Euro + 1/5 

von 625.000 Euro) und damit um rund 50 Prozent erhöht 

hätte, ohne dass hierfür eine schlüssige Erklärung vorlag. 

Auch die Rückzahlungspflicht bei vorzeitiger Beendigung 

der Geschäftsführertätigkeit spricht nicht zwingend für 

Arbeitslohn, sondern kann als besondere kaufpreisbezo-

gene Wertsicherungsklausel – und damit als verschul-

densabhängiger Schadensersatzanspruch – verstanden 

werden. 

 

Fazit 

Der Bundesfinanzhof stärkt mit dieser Entscheidung die 

Position von Gesellschafter-Geschäftsführern, die im Rah-

men einer Anteilsveräußerung eine Vergütung für die 

Fortführung ihrer Geschäftsführertätigkeit erhalten. Ent-

scheidend ist der engere wirtschaftliche Veranlassungszu-

sammenhang: Wird die Zahlung als Gegenleistung für den 

im übertragenen Geschäftsanteil ruhenden Unterneh-

menswert gezahlt, unterliegt sie der für den Steuerpflich-

tigen in der Regel günstigeren Besteuerung nach § 17 

EStG (Teileinkünfteverfahren) statt nach § 19 EStG (volle 

Steuerpflicht als Arbeitslohn). 

 

Für die Praxis bedeutet dies, dass Zahlungen für die Fort-

führung der Geschäftsführertätigkeit bereits bei der 

Strukturierung von M&A-Transaktionen eindeutig als Be-

standteil des Kaufpreises dokumentiert werden sollten. 

Nachvollziehbar darzulegen ist insbesondere, inwiefern 

die Managementbindung ein wertbildender Faktor der 

Kaufpreisfindung ist und die Zahlung wirtschaftlich als Ge-

genleistung für die Anteilsveräußerung zu verstehen ist. 

2 Bundesfinanzhof, Urteil vom 03.03.2026 – IX R 1/25. 
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Auch die Gehaltsgestaltung vor und nach der Transaktion 

sowie etwaige Rückzahlungsklauseln sollten wirtschaft-

lich schlüssig begründet werden. Bestehende und künf-

tige Vereinbarungen sind entsprechend steuerlich zu 

überprüfen. Beteiligte sollten daher frühzeitig steuer-

rechtlichen Rat einholen, um den erheblichen wirtschaft-

lichen Vorteil des Teileinkünfteverfahrens bereits bei der 

Vertragsgestaltung zu sichern. 

 

 

 

Bei Fragen sprechen Sie uns gerne an! 

 

Prof. Dr. Petra Eckl  

Rechtsanwältin, Steuerberaterin, 

Fachanwältin für Steuerrecht 

petra.eckl@gsk.de 

 

Dominik Berka  

Rechtsanwalt, Steuerberater,  

Dipl.-Finanzwirt 

dominik.berka@gsk.de 

 

Sebastian Gerhards 

Rechtsanwalt, Steuerberater, 

Fachanwalt für Steuerrecht 

sebastian.gerhards@gsk.de 

 

Marc Nostitz 

Steuerberater 

marc.nostitz@gsk.de 

 

Maximilian Jarvis 

Rechtsanwalt 

maximilian.jarvis@gsk.de 
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GSK Stockmann 
Rechtsanwälte Steuerberater Partnerschaftsgesellschaft mbB 

BERLIN 

Anton-Wilhelm-Amo-Str. 42 

10117 Berlin 

T +49 30 203907 - 0 

F +49 30 203907 - 44 

berlin@gsk.de 

HEIDELBERG 

Europaplatz 3 

69115 Heidelberg 

T +49 6221 4566 - 0 

F +49 6221 4566 - 44 

heidelberg@gsk.de 

  

FRANKFURT/M.  

Bockenheimer Landstr. 24 

60323 Frankfurt am Main   

T +49 69 710003 - 0 

F +49 69 710003 - 144 

frankfurt@gsk.de 

MÜNCHEN 

Karl-Scharnagl-Ring 8 

80539 München 

T +49 89 288174 - 0 

F +49 89 288174 - 44 

muenchen@gsk.de 

  

HAMBURG 

Neuer Wall 69 

20354 Hamburg 

T +49 40 369703-0 

F +49 40 369703-44 

hamburg@gsk.de 

  

  

  

LUXEMBURG 

GSK Stockmann SA 

44, Avenue John F. Kennedy 

L - 1855 Luxemburg 

T +352 271802 - 00 

F +352 271802 - 11 

luxembourg@gsk-lux.com 

 

  

  

LONDON 

GSK Stockmann International  

Rechtsanwaltsgesellschaft mbH,  

Zweigniederlassung London 

Queens House, 8-9 Queen Street 

London EC4N 1SP 

United Kingdom 

T +44 20 4512687-0 

london@gsk-uk.com 

 

Sitz der GmbH: München, 

Amtsgericht München 

HRB 281930 

Geschäftsführer:  

Dr. Mark Butt, York-Alexander  

von Massenbach 

 

 

Urheberrecht  

GSK Stockmann – Alle Rechte vorbehalten. Die Wieder-

gabe, Vervielfältigung, Verbreitung und / oder Bearbeitung 
sämtlicher Inhalte und Darstellungen des Beitrages sowie 

jegliche sonstige Nutzung ist nur mit vorheriger schriftli-

cher Zustimmung von GSK Stockmann gestattet. 

 

Haftungsausschluss 

Diese Mandanteninformation enthält ausschließlich allge-

meine Informationen, die nicht geeignet sind, den beson-

deren Umständen eines Einzelfalles gerecht zu werden. Sie 

hat nicht den Sinn, Grundlage für wirtschaftliche oder sons-

tige Entscheidungen jedweder Art zu sein. Sie stellt keine 

Beratung, Auskunft oder ein rechtsverbindliches Angebot 

auf Beratung oder Auskunft dar und ist auch nicht geeignet, 

eine persönliche Beratung zu ersetzen. Sollte jemand Ent-

scheidungen jedweder Art auf Inhalte dieser Mandantenin-

formation oder Teile davon stützen, handelt dieser aus-

schließlich auf eigenes Risiko. 

 

GSK Stockmann und auch die in dieser Mandanteninforma-

tion namentlich genannten Partner oder Mitarbeiter über-

nehmen keinerlei Garantie oder Gewährleistung, noch haf-

tet GSK Stockmann und einzelne Partner oder Mitarbeiter 

in irgendeiner anderen Weise für den Inhalt dieser Man-

danteninformation. Aus diesem Grund empfehlen wir, in 

jedem Fall eine persönliche Beratung einzuholen. 

 

www.gsk.de 
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